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Dies bedeutet, dass aufgrund des begonnenen Verjährungs-
laufs mit Ende der gesetzlichen Erklärungsfrist auch im Falle 
späterer Abgabenfestsetzungen - bei Zuständigkeit der Finanz-
strafbehörde - nach 10 Jahren Strafbarkeitsverjährung eintritt.

Deshalb kommt es in Einklang mit der OGH-Judikatur auch in 
den Fällen späterer Abgabenfestsetzung und vorangegangener 
Unterlassung der Einreichung von Erklärungen zu einem Rück-
tritt vom Vollendungsstadium in das Versuchsstadium, was 
bei (grob) fahrlässigen Delikten generell zur Einstellung des 
Strafverfahrens zu führen hat. Diese OGH-Judikatur ist auch 
für den Verwaltungsgerichtshof im Falle des Vorliegens einer 
finanzstrafbehördlichen Zuständigkeit dogmatisch richtungs-
weisend.       n

1	 OGH 23.7.2009, 13 Os 18/09k. 
2	 Lässig in WK2 FinStrG zu § 33 FinStrG, Rz 35.
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STEUERRECHT

GESCHEHEN NOCH ZEICHEN
UND WUNDER?	  
Die neue Regierung will die Steuer- und Abgabenquote in
Richtung 40% senken?
Die neue Regierung will eine große Verwaltungsreform?
Die neue Regierung will eine Kurskorrektur im Gesundheitssystem?
Die neue Regierung will weniger Sozialversicherungen?
Die neue Regierung will die zweite und dritte Säule der Altersvor-
sorge stärken?

Kaum ein Tag seit der Regierungsbildung, an dem wir nicht über 
große Vorhaben der neuen Regierung breitenwirksam informiert 
werden. Die Hoffnung stirbt ja bekanntlich zuletzt. Die Resigna-
tion aus dem Stillstand der gescheiterten Vorhaben vergangener 
Koalitionen hat die österreichischen Wähler bei der letzten Na-
tionalratswahl sichtlich ihr Kreuzchen am Wahlzettel neu über-
denken lassen. Mit Spannung warten wir nun alle auf den neuen 
Wind in der Regierung. 

In meiner kleinen Welt als Berater für betriebliche Vorsorgemo-
delle beschäftigt mich die anhaltende Pensionsdebatte – auch im 
engen Dialog mit Steuerberatern als vertrauensvolle Wegbegleiter 
der Unternehmen – nun schon seit über 25 Jahren. Sie war immer 
die gleiche, wurde leider meist nur (partei-)ideologisch geführt.

Ein neuer Hoffnungsschimmer lässt nun auch mich nach 25 
Jahren einen bescheidenden Wunsch an die neue Regierung 
aussprechen: Bitte macht euer Versprechen wahr und stärkt die 
zweite und dritte Säule der Altersvorsorge in Österreich. Nicht für 
mich, nicht für euch, sondern für eure Kinder und Enkelkinder. 
Der erste Schritt ist nicht schwer: Die Erweiterung der kollektiv-
vertraglichen Öffnungsklauseln zur Bezugsumwandlung auf wei-
tere Branchen. 

Warum dies nicht schon längst eine Forderung der Arbeitneh-
mervertretung ist, verstehe ich nicht. Warum sollte das Privileg, 
später einmal in den Genuss einer betrieblichen Zusatzpension 
zu kommen, nur Mitarbeitern bestimmter Branchen vorenthalten 
sein? Ein echtes Zeichen und Wunder wäre für mich, wenn die 

Metaller in ihren nächsten Kol-
lektivvertragsverhandlungen 
auch dieses Thema auf ihrer 
Tagesordnung hätten. 
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